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Nanogate AG
Quierschied-Göttelborn

ISIN DE000A0JKHC9
WKN A0JKHC

ISIN DE000A14KNC4
WKN A14 KNC

Einladung zur Hauptversammlung 2015

Hiermit laden wir unsere Aktionärinnen und Aktionäre zu der

ordentlichen Hauptversammlung unserer Gesellschaft am
Donnerstag, dem 18. Juni 2015, um 11 Uhr (Einlass ab 10 Uhr) 

in die Werkstatt der Industriekultur,
Boulevard der Industriekultur 1,
in 66287 Quierschied-Göttelborn 

ein.
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Tagesordnung

	 Tagesordnung

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebil-
ligten Konzernabschlusses, des Lageberichts und Konzern-
lageberichts, sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2014

2.	 Beschlussfassung über die Gewinnverwendung

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

		�  „Der Bilanzgewinn von 3.987.564,25 Euro wird in Höhe 
von 331.837,55 Euro zur Ausschüttung einer Dividende 
von 0,11 Euro je Stückaktie auf die 3.016.705 dividenden-
berechtigten Stückaktien verwendet. Der Restbetrag von 
3.655.726,70 Euro wird als Gewinn auf neue Rechnung 
vorgetragen.“

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2014

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss 
zu fassen: 

		�  „Den im Geschäftsjahr 2014 amtierenden Mitgliedern des 
Vorstands wird Entlastung für diesen Zeitraum erteilt.“

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2014

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss 
zu fassen: 

		�  „Den im Geschäftsjahr 2014 amtierenden Mitgliedern des 
Aufsichtsrats wird Entlastung für diesen Zeitraum erteilt.“
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5.	 Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers 
und des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2015

	� Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgenden Beschluss zu fassen:

		�  „Die Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, Saarbrücken, wird zum Abschlussprüfer und Kon-
zernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2015 bestellt.“

6.	 Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Geneh-
migten Kapitals I mit der Möglichkeit des Ausschlusses des 
Bezugsrechts der Aktionäre und entsprechende Satzungs-
änderung sowie Aufhebung der bestehenden Ermächtigung

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

	 „a)	�Die in § 4 Abs. 3 der Satzung enthaltene Ermächtigung 
des Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Grundkapital der Gesellschaft bis zum 25. Juni 2019 um 
bis zu EUR 1.162.895,00 einmalig oder mehrmals zu 
erhöhen, wird unter Aufhebung des § 4 Abs. 3 der Satzung 
aufgehoben.

	 b)	� Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der 
Gesellschaft bis zum 17. Juni 2020 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats durch Ausgabe von bis zu 1.657.274 neuen, 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem rechne-
rischen Anteil am Grundkapital von jeweils Euro 1,00 ge-
gen Bar- oder Sacheinlage einmalig oder mehrmals um bis 
zu EUR 1.657.274,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
I). Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. 
Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats, Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Ak-
tionäre auszunehmen sowie das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen, wenn die neuen Aktien an Mitarbeiter der 
Nanogate AG oder mit der Nanogate AG im Sinne der 
§§ 15 ff. AktG verbundenen Unternehmen ausgegeben 
werden. Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats, das Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen, wenn die neuen Aktien bei einer 
Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligun-
gen an Unternehmen im Bereich des Unternehmensgegen-
stands der Nanogate AG ausgegeben werden oder wenn 
die Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, 



5

Tagesordnung

der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet und 
der Bezugsrechtsausschluss nur neue Aktien erfasst, deren 
rechnerischer Wert 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals I oder 
– falls dieses geringer ist – des bei Beschlussfassung über 
die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals I vorhandenen 
Grundkapitals nicht übersteigt; für die Frage des Ausnut-
zens der 10-%-Grenze ist der Ausschluss des Bezugsrechts 
aufgrund anderer Ermächtigung nach § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG zu berücksichtigen. Der Vorstand wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren Einzelhei-
ten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung, insbe-
sondere den Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen 
der Aktienausgabe, festzulegen.  

	 c)	� § 4 Abs. 3 der Satzung wird mit Wirkung der Eintragung 
der Aufhebung des derzeitigen § 4 Abs. 3 gemäß Beschluss 
zu lit. a) im Handelsregister wie folgt neu gefasst:

		  �„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesell­
schaft bis zum 17. Juni 2020 mit Zustimmung des Auf­
sichtsrats durch Ausgabe von bis zu 1.657.274 neuen auf 
den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem rechnerischen 
Anteil am Grundkapital von jeweils Euro 1,00 gegen Bar- 
oder Sacheinlage einmalig oder mehrmals um bis zu EUR 
1.657.274,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital I). Dabei ist 
den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand 
wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, 
Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen 
sowie das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn 
die neuen Aktien an Mitarbeiter der Nanogate AG oder mit 
der Nanogate AG im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundenen 
Unternehmen ausgegeben werden. Darüber hinaus wird der 
Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, 
das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die 
neuen Aktien bei einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen 
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
von Beteiligungen an Unternehmen im Bereich des Unter­
nehmensgegenstands der Nanogate AG ausgegeben werden 
oder wenn die Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben 
werden, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet 
und der Bezugsrechtsausschluss nur neue Aktien erfasst, deren 
rechnerischer Wert 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals I oder – falls die­
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ses geringer ist – des bei Beschlussfassung über die Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals I vorhandenen Grundkapitals nicht 
übersteigt; für die Frage des Ausnutzens der 10-%-Grenze ist 
der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächti­
gung nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen. Der 
Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, 
die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer 
Durchführung, insbesondere den Inhalt der Aktienrechte und 
die Bedingungen der Aktienausgabe, festzulegen.“

	 d)	� Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 4 der 
Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung 
der Erhöhung des Grundkapitals entsprechend der jeweili-
gen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals I und, falls das 
Genehmigte Kapital I bis zum Ablauf der Ermächtigungs-
frist nicht oder nicht vollständig ausgenutzt worden sein 
sollte, nach Ablauf der Ermächtigungsfrist, anzupassen.

	 e)	� Der Vorstand wird angewiesen, den Beschluss zu diesem 
Tagungsordnungspunkt 6 a) und c) (Aufhebung des 
bisherigen § 4 Abs. 3 der Satzung und der Neufassung des 
§ 4 Abs. 3 der Satzung) beim zuständigen Registergericht 
nur mit der Maßgabe anzumelden, dass beide Änderungen 
unmittelbar nacheinander in das Handelsregister eingetra-
gen werden.“

7.	 Beschlussfassung über Satzungsänderung zur Aufsichtsrats-
vergütung

	� Die Vergütung der Mitglieder ist bislang in § 21 der Satzung 
der Gesellschaft geregelt und seit 2006 unverändert. Sie soll 
nun an die Entwicklung der Gesellschaft und die erheblich 
gestiegenen Anforderungen angepasst werden. Nach Ansicht 
von Vorstand und Aufsichtsrat bewegt sich die nun vorge-
schlagene neue Vergütung im Marktvergleich dabei weiterhin 
im unteren Bereich.

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

		�  „§ 21 der Satzung der Gesellschaft wird aufgehoben und 
wie folgt neu gefasst:

		�  „§ 21 Vergütung des Aufsichtsrats

		  �(1) 	�Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten eine feste jährli­
che Vergütung in Höhe von je Euro 20.000,00.
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		  �(2) 	�Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält 150 % der in 
Absatz (1) genannten Vergütung, der Stellvertreter des 
Vorsitzenden 125 % der in Absatz (1) genannten Vergü­
tung.

		  �(3) 	�Jedes Mitglied des Prüfungsausschusses des Aufsichtsrats 
erhält eine weitere feste Vergütung in Höhe von Euro 
5.000,00; der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erhält 
150 % der in Halbsatz 1 genannten Vergütung. Die 
Vergütung ist zahlbar nach Ablauf des Geschäftsjahres.

		  �(4) 	�Gehört ein Mitglied dem Aufsichtsrat nur für einen 
Teil des Geschäftsjahres an, bestimmt sich die Vergütung 
gemäß Absatz (1) bis (3) pro rata temporis. Dabei erfolgt 
eine Aufrundung auf volle Monate.

		  �(5) 	�Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten zudem den 
rechnerischen Pro-Kopf-Anteil der Versicherungsprämie 
für eine im Namen der Gesellschaft zugunsten der Mit­
glieder des Vorstands und des Aufsichtsrats abgeschlossene 
Vermögenshaftpflichtversicherung.

		  �(6) 	�Jedem Mitglied des Aufsichtsrats werden die ihm bei 
Wahrnehmung seines Amtes entstandenen Auslagen 
ersetzt. Darüber hinaus erhalten die Mitglieder des Auf­
sichtsrats einen eventuell auf den Auslagenersatz bzw. die 
Aufsichtsratsvergütung entfallenden Umsatzsteuerbetrag 
erstattet, soweit sie berechtigt sind, der Gesellschaft die 
Umsatzsteuer gesondert in Rechnung zu stellen und dieses 
Recht ausüben.““

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6:

	� Der Vorstand hat zu Punkt 6 der Tagesordnung gemäß 
§§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schrift-
lichen Bericht über die Gründe für die Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss und zum Ausgabebetrag erstattet. 
Dieser Bericht wird wie folgt bekannt gemacht:

	� Zu Tagesordnungspunkt 6: Bericht des Vorstands gemäß 
§§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG:

	� Die Hauptversammlung vom 26. Juni 2014 hat den Vor-
stand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Grundkapital der Gesellschaft bis zum 25. Juni 2019 durch 
Ausgabe neuer Aktien gegen Bar- oder Sacheinlage einmalig 
oder mehrmals um bis zu EUR 1.489.218,00 zu erhöhen 
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(„Genehmigtes Kapital I“). Von der bisher bestehenden Er-
mächtigung wurde im Rahmen einer Sachkapitalerhöhung, 
die am 10. Oktober 2014 im Handelsregister eingetragen 
wurde, in Höhe von EUR 28.480,00 Gebrauch gemacht.

	� Weiterhin wurde auf Grundlage der bestehenden Ermäch-
tigung mit Vorstandsbeschluss vom 23. und 24. März 2015 
(mit Zustimmungsbeschluss des Aufsichtsrats vom jeweils 
selben Tage) das Grundkapital der Gesellschaft um einen 
Betrag von EUR 297.843,00 erhöht. Folglich besteht gemäß 
§ 4 Abs. 3 der Satzung das Genehmigte Kapital I aktuell 
lediglich noch in Höhe von EUR 1.162.895,00. Dieser 
Betrag, der 35,08 % des aktuell bestehenden Grundkapitals 
entspricht, reicht nicht aus, um zu gewährleisten, dass die 
Gesellschaft auch in Zukunft ohne zeitliche Unterbrechung 
in der Lage ist, Aktien an Mitarbeiter auszugeben oder 
kurzfristig auf auftretende Finanzierungserfordernisse oder 
besondere Marktgegebenheiten reagieren zu können. Insbe-
sondere gilt dies nach der im März 2015 erfolgten Kapital-
erhöhung für die Möglichkeit, neue Aktien unter Ausschluss 
des Bezugsrechts in der Nähe des Börsenkurses auszugeben. 
Daher erscheint es notwendig, den Vorstand bereits zum 
jetzigen Zeitpunkt erneut zu ermächtigen, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Grundkapital durch die Ausgabe neuer 
Aktien in Höhe des neu zu schaffenden Genehmigten Kapi-
tals I zu erhöhen. 

	� Grundsätzlich sind im Falle der Ausnutzung eines ge-
nehmigten Kapitals die neuen Aktien an die Aktionäre 
auszugeben. Dieses Bezugsrecht kann nur aufgrund einer 
entsprechenden Ermächtigung durch die Hauptversamm-
lung ausgeschlossen werden. 

	� Die vorgeschlagene Ermächtigung berechtigt den Vorstand, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals I für Spitzenbeträge, 
zum Zwecke der Ausgabe neuer Aktien an Arbeitnehmer 
der Gesellschaft bzw. Arbeitnehmer von Konzernunterneh-
men und bei Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen 
an Unternehmen sowie dann, wenn die Aktien zu einem 
Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis 
nicht wesentlich unterschreitet, der Bezugsrechtsausschluss 
nur neue Aktien erfasst, deren rechnerischer Wert 10 % 
des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des 
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Genehmigten Kapitals I oder – falls dieses geringer ist – des 
bei Beschlussfassung über die Ausnutzung des Genehmigten 
Kapitals I vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt, aus-
zuschließen. Für die Frage des Ausnutzens der 10-%-Grenze 
ist dabei der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer 
Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berück-
sichtigen.

	� Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für 
Spitzenbeträge dient dazu, dass mit Hinblick auf den Betrag 
der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugs-
verhältnis dargestellt werden kann. Ohne den Ausschluss 
des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbetrages würden 
insbesondere bei der Kapitalerhöhung um runde Beträge 
die technische Durchführung der Kapitalerhöhung und die 
Ausübung des Bezugsrechts erheblich erschwert, da Aktionä-
ren aufgrund des Bezugsverhältnisses Bruchteile von Aktien 
gewährt werden müssten. Die als freie Spitzen vom Bezugs-
recht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden 
entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger 
Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Darüber 
hinaus soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, 
um neue Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und mit 
der Gesellschaft im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundener 
Unternehmen begeben zu können. Der Vorstand soll damit 
die Möglichkeit erhalten, Arbeitnehmern der Gesellschaft 
und der mit ihr verbundenen Unternehmen eine begrenzte 
Zahl von Aktien der Gesellschaft zu günstigen Konditionen 
anbieten zu können, um auf diese Weise die Arbeitnehmer 
enger an die Gesellschaft zu binden. Dies ist aber nur mög-
lich, wenn das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen 
wird. 

	� Die Ermächtigung sieht weiter vor, dass bei bestimmten Ka-
pitalerhöhungen gegen Sacheinlagen das Bezugsrecht ausge-
schlossen werden kann. Dieser Ausschluss dient dem Zweck, 
den Erwerb von Unternehmen, von Unternehmensteilen 
oder von Beteiligungen an Unternehmen gegen Gewährung 
von Aktien zu ermöglichen. Führt der Beteiligungserwerb 
im Wege der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage bei dem 
Verkäufer zu Steuerersparnissen oder ist der Verkäufer aus 
sonstigen Gründen eher an dem Erwerb von Aktien an der 
Gesellschaft als an einer Geldzahlung interessiert, stärkt die 
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hier vorgesehene Möglichkeit die Verhandlungsposition der 
Gesellschaft. Im Einzelfall kann es auch aufgrund einer be-
sonderen Interessenlage der Gesellschaft geboten sein, dem 
Verkäufer neue Aktien als Gegenleistung für eine Unterneh-
mensbeteiligung anzubieten. 

	� Durch das Genehmigte Kapital I kann die Gesellschaft bei 
sich bietenden Gelegenheiten schnell und flexibel reagie-
ren, um in geeigneten Einzelfällen Unternehmen, Unter-
nehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen gegen 
Ausgabe neuer Aktien zu erwerben. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung ermöglicht dadurch im Einzelfall eine opti-
male Finanzierung des Erwerbs gegen Ausgabe neuer Aktien 
mit einer Stärkung der Eigenkapitalbasis der Nanogate AG. 
Die Verwaltung will die Möglichkeit der Kapitalerhöhung 
gegen Sacheinlagen gegen Ausnutzung des Bezugsrechts 
aus dem Genehmigten Kapital I in jedem Fall nur dann 
nutzen, wenn der Erwerb der neuen Aktien und der Erwerb 
der Gegenleistung des zu erwerbenden Unternehmens, 
Unternehmensteils oder der zu erwerbenden Beteiligung in 
einem angemessenen Verhältnis stehen. Dabei soll der Aus-
gabepreis der zu begebenden neuen Aktien grundsätzlich am 
Börsenkurs ausgerichtet werden. Ein wirtschaftlicher Nach-
teil für die vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre 
wird somit vermieden. Bei Abwägung aller dieser Umstände 
ist die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss in den 
umschriebenen Grenzen erforderlich, geeignet, angemessen 
und im Interesse der Gesellschaft geboten. Zurzeit gibt es 
keine konkreten Akquisitionsvorhaben. 

	� Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht unter Beachtung 
der Anforderungen des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszu-
schließen. Diese Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses 
versetzt die Gesellschaft in die Lage, kurzfristig günstige 
Börsensituationen auszunutzen und dabei durch die markt-
nahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Kaufpreis pro 
Aktie und damit einen größtmöglichen Verkaufserlös zu 
erzielen. Die Nutzung dieser Möglichkeit für neue Aktien 
erweitert die Wege für eine Kapitalstärkung. Die Ermäch-
tigung stellt sicher, dass nach ihr auch zusammen mit der 
Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien nicht mehr 
als 10 % des Grundkapitals unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre, gestützt auf § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, 
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verkauft bzw. ausgegeben werden kann. Die Verwaltung 
wird den etwaigen Abschlag vom Börsenpreis entsprechend 
den gesetzlichen Vorgaben möglichst gering halten. Er wird 
sich voraussichtlich auf höchstens 3 %, jedenfalls aber nicht 
mehr als 5 % beschränken.
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Vorlagen

Ab Einberufung der Hauptversammlung liegen insbesondere die 
folgenden Unterlagen in den Geschäftsräumen der Gesellschaft 
am Sitz der Nanogate AG, Zum Schacht 3, 66287 Quierschied-
Göttelborn zur Einsicht der Aktionäre aus und werden jedem 
Aktionär auf Verlangen unentgeltlich und unverzüglich in 
Abschrift überlassen:

•• Jahresabschluss nebst Lagebericht der Nanogate AG zum 
31. Dezember 2014,

•• der Konzernabschluss nebst Lagebericht zum 31. Dezember 
2014,

•• der Bericht des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2014,

•• Gewinnverwendungsvorschlag des Vorstandes gemäß § 170 
Abs. 2 AktG,

•• der Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6.

Teilnahmebedingungen

Die Teilnahmebedingungen bestimmen sich nach den §§ 121 ff. 
AktG und § 24 der Satzung. Zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen 
Aktionäre berechtigt, die sich spätestens zum Ablauf des 11. Juni 
2015 (24.00 Uhr) bei der Gesellschaft angemeldet und dieser 
ihren Anteilsbesitz nachgewiesen haben.

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 
28. Mai 2015 (0.00 Uhr) beziehen. Die Anmeldung und der 
Nachweis des Anteilsbesitzes bedürfen jeweils mindestens der 
Textform (§ 126b BGB), haben in deutscher Sprache zu erfolgen 
und müssen der Gesellschaft unter der nachstehenden Adresse 
zugegangen sein:

Nanogate AG
c/o HVBEST Event-Service GmbH
Mainzer Straße 180
66121 Saarbrücken
Telefax: +49 (0)681 9262929
E-Mail: Jutta.Blum@hvbest.de

Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen wollen, 
werden gebeten, möglichst frühzeitig Eintrittskarten für die 
Teilnahme an der Hauptversammlung bei ihren depotführenden 
Instituten anzufordern. Aktionäre, die rechtzeitig eine Eintritts-
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karte für die Teilnahme an der Hauptversammlung bei ihren 
depotführenden Instituten angefordert haben, brauchen insoweit 
nichts weiter zu veranlassen.

Stimmrechtsvertretung

Aktionäre können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung 
auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. ein Kreditinstitut, 
eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person ihrer Wahl 
ausüben lassen. Die Vollmacht ist schriftlich (§ 126 BGB) zu 
erteilen. § 135 AktG bleibt unberührt. Der Nachweis der Bevoll-
mächtigung gegenüber der Gesellschaft kann auch per Telefax 
an die Nummer +49 (0)6825 95 91 829 oder per E-Mail an die 
Adresse hv@nanogate.com erfolgen. 

Als Service bieten wir unseren Aktionären an, dass sie sich durch 
einen von der Gesellschaft beauftragten Stimmrechtsvertreter in 
der Hauptversammlung vertreten lassen können. Die Einzelhei-
ten dazu ergeben sich aus den Unterlagen, die allen angemeldeten 
Aktionären unaufgefordert zugesandt werden und die auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.nanogate.de/de/investo-
ren/hv auch zum Download bereit stehen.

Auch im Fall einer Bevollmächtigung sind eine fristgerechte 
Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme 
an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich.

Anträge und Anfragen von Aktionären

Gemäß § 122 Abs. 2 AktG können Aktionäre, deren Anteile 
zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder einen 
anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, verlangen, dass 
Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht 
werden. Ein solches Verlangen muss der Gesellschaft unter der 
nachfolgend bekannt gemachten Adresse mindestens 24 Tage vor 
der Hauptversammlung (wobei der Tag der Hauptversammlung 
und der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen sind), also spätes-
tens am 24. Mai 2015, 24.00 Uhr, zugehen.

Gemäß § 126 Abs. 1 AktG kann jeder Aktionär der Gesellschaft 
einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und/
oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung 
übermitteln. Ein Gegenantrag ist nach näherer Maßgabe von 
§ 126 Abs. 1 und 2 AktG zugänglich zu machen, wenn er der 
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Anträge und Anfragen

Gesellschaft unter der nachfolgend bekannt gemachten Adresse 
mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung (wobei der Tag 
der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs nicht mit-
zurechnen sind), also spätestens am 03. Juni 2015, 24.00 Uhr, 
zugeht.

Jeder Aktionär kann außerdem nach näherer Maßgabe von § 127 
AktG einen Wahlvorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitglie-
dern oder von Abschlussprüfern machen. Ein Wahlvorschlag 
ist nach näherer Maßgabe von §§ 127, 126 Abs. 1 und 2 AktG 
zugänglich zu machen, wenn er der Gesellschaft unter der nach-
folgend bekanntgemachten Adresse mindestens 14 Tage vor der 
Hauptversammlung (wobei der Tag der Hauptversammlung und 
der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen sind), also spätestens am 
03. Juni 2015, 24.00 Uhr, zugeht.

Zur Erleichterung der Vorbereitung der Hauptversammlung und 
zur Sicherstellung einer möglichst schnellen Reaktion der Gesell-
schaft auf Anfragen und Anträge zur Hauptversammlung bitten 
wir Anträge (einschließlich Gegenanträge), Wahlvorschläge und 
Anfragen ausschließlich an die

Nanogate AG 
Zum Schacht 3 
66287 Quierschied-Göttelborn 
Germany 
Fax: +49 (0) 6825 95 91 829 
oder an folgende E-Mail-Adresse 
hv@nanogate.com

zu richten. Anderweitig adressierte Anträge und Wahlvorschläge 
werden nicht berücksichtigt.

Rechtzeitig bis zum 24. Mai 2015, 24.00 Uhr, an die obige 
Adresse eingegangene ordnungsgemäße Ergänzungsanträge und 
rechtzeitig bis zum 03. Juni 2015, 24.00 Uhr, an die obige Adres-
se eingegangene ordnungsgemäße Gegenanträge sowie Wahlvor-
schläge werden den Aktionären im Internet unter 

www.nanogate.de/de/investor_relations/hauptversammlung 

unverzüglich zugänglich gemacht.

Quierschied-Göttelborn, im Mai 2015

Nanogate AG
Der Vorstand
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Anreise

Anreise

Anfahrt aus Richtung Trier/Köln (A1) bzw. Saarbrücken

•	� Verlassen Sie die Autobahn an der Ausfahrt Quierschied/
Merchweiler/Göttelborn (Ausfahrt 144) und fahren Sie auf 
die Saarstraße (L128) in Richtung Merchweiler.

•	� Folgen Sie der Saarstaße, die in die Hauptstraße übergeht, 
und nehmen Sie im Kreisverkehr die erste Ausfahrt.

•	� Passieren Sie den ersten großen Parkplatz gegenüber dem Gebäu-
de der Nanogate und folgen Sie der Beschilderung zum Park-
platz P2 auf der rechten Seite. Von hier aus erreichen Sie den 
Veranstaltungsort zu Fuß, bitte folgen Sie der Beschilderung.

Anfahrt aus Richtung Saarlouis/Luxembourg bzw. aus 
Richtung Karlsruhe/Mannheim/Frankfurt (A8/A6)

•	� Verlassen Sie die Autobahn A8 an der Ausfahrt Merchweiler/
Quierschied/Göttelborn (Ausfahrt 18) und nehmen Sie im 
Kreisverkehr die erste Ausfahrt auf die Quierschieder Straße in 
Richtung Merchweiler (L127).

•	� Biegen Sie die erste Straße links ab Richtung Göttelborn in 
die Straße „Am Forsthaus“. Folgen Sie anschließend der Gru-
ben- und der Josefstraße, bis Sie auf die Hauptstraße stoßen.

•	� Biegen Sie nun links in die Hauptstraße ab und nehmen Sie 
im Kreisverkehr die dritte Ausfahrt. 

•	� Passieren Sie den ersten großen Parkplatz gegenüber dem Gebäu-
de der Nanogate und folgen Sie der Beschilderung zum Park-
platz P2 auf der rechten Seite. Von hier aus erreichen Sie den 
Veranstaltungsort zu Fuß, bitte folgen Sie der Beschilderung.

Anfahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln

•	� Vom Hauptbahnhof Saarbrücken erreichen Sie Göttelborn 
(Haltestelle Göttelborn Markt) mit dem Bus 172. Von der 
Haltestelle aus erreichen Sie den Veranstaltungsort in zehn 
Minuten zu Fuß.

�Fahrplanauskünfte erhalten Sie unter www.saarfahrplan.de oder 
unter der Telefonnummer 0 68 98/500 4000.
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Nanogate AG
Zum Schacht 3, 66287 Quierschied-Göttelborn, Germany 

Telefon: +49 (0)6825-9591-0, Fax: +49 (0)6825-9591-852 
E-Mail: info@nanogate.com 

www.nanogate.com 

Anfahrtsskizze zur Hauptversammlung 2015
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